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Vollzug des Wasserverbandsgesetzes (WVG); 
Antrag auf Errichtung eines Wasser- und Bodenverbandes „Bewässerungsverband Hal-
lertau“ mit Sitz in Wolnzach 
 
Anlage:   
1 Grundstücksverzeichnis zum Verbandsgebiet (Feldstücksidentifikationsnummern bzw.Flurnum-
mern) – (Anlage 1 dieses Amtsblattes) 
 
 
Das Landratsamt Pfaffenhofen a. d. Ilm  erlässt folgenden  
 

B E S C H E I D  :  
 

1. Der Wasserverband „Bewässerungsverband Hallertau“ wurde in der Errichtungsversammlung 
in 85290 Geisenfeld, OT Unterpindhart am 23.10.2024 durch einstimmigen Beschluss der 
mehrheitlich anwesenden Verbandsmitglieder gegründet.  

2. Der Plan und die Satzung werden hiermit genehmigt. Die Satzung hat folgenden Wortlaut:  

SATZUNG 

des Bewässerungsverbandes „Bewässerungsverband Hallertau“ 
(in der beschlossenen Fassung vom 23.10.2024) 

 
Vorbemerkung: 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird für Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen 
die männliche Sprachform verwendet (generisches Maskulinum). Dennoch gelten sämtliche 
Personenbezeichnungen gleichermaßen für alle Geschlechter. 

I. Name, Sitz, Verbandsgebiet 

§ 1 Firma und Sitz 

Der Verband führt den Namen „Bewässerungsverband Hallertau”. 

Der Verband hat seinen Sitz in Wolnzach (85283, Kellerstraße 1). Er ist ein Wasserverband im 
Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz - WVG) 
vom 12. Februar 1991 (BGBl I, S. 405). 

Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts; er ist keine Gebietskörperschaft. 

§ 2 Verbandsgebiet 

(1) Das Verbandsgebiet erstreckt sich auf die vorteilshabenden Grundstücke mit landwirtschaft-
lichen Sonderkulturen, insbesondere die Hopfenflächen in nachfolgenden Bereichen:  
 
im Landkreis Pfaffenhofen a.d. Ilm 

in allen Gemarkungen der Gemeinden: 

 Wolnzach 

 Schweitenkirchen 

 Münchsmünster 

 Pörnbach 
 
 
 



 

 

 

Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 2 vom 17.01.2025  

12 

in den Gemarkungen: 

 Rottenegg, Untermettenbach, Unterpindhart, Gaden b. Geisenfeld, Zell, Parlei-
ten, Geisenfeldwinden, Engelbrechtsmünster, Geisenfeld bis südl. Rand Feilen-
forst, Schillwitzried, Nötting, Ilmendorf (Gemeinde Geisenfeld) 

 Eberstetten, Förnbach, Uttenhofen, Sulzbach, Tegernbach, Angkofen, Haim-
pertshofen, Walkersbach, Gundamsried, Affalterbach, Ehrenberg (Gemeinde 
Pfaffenhofen a.d. Ilm) 

 Waal, Rohr, Gambach, Rohrbach, Fahlenbach, Burgstall (Gemeinde Rohrbach) 

 Seibersdorf, Weichenried (Gemeinde Hohenwart) 

 Oberwöhr, Dünzing, Oberhartheim (Gemeinde Vohburg a.d. Donau) 

 Strobenried (Gemeinde Gerolsbach) 

 Langenbruck, Winden a. Aign, Hög bis südl. Rand Feilenforst (Gemeinde Rei-
chertshofen) 

 Entrischenbrunn (Gemeinde Hettenshausen) 

 Mitterscheyern (Gemeinde Scheyern) 
 

im Landkreis Kelheim 
in allen Gemarkungen der Gemeinden: 

 Aiglsbach 

 Attenhofen 

 Elsendorf 

 Mainburg 

 Neustadt a.d. Donau 

 Siegenburg 

 Biburg 

 Kirchdorf 

 Volkenschwand 

 Train 

 Rohr in Niederbayern 

 Wildenberg 
in den Gemarkungen: 

 Hörlbach, Offenstetten, Abensberg, Sandhaarlanden (Gemeinde Abensberg) 

 Oberschambach (Gemeinde Saal an der Donau) 
 

im Landkreis Freising 
in allen Gemarkungen der Gemeinden:   

 Au i. d. Hallertau 

 Rudelzhausen 

  Hörgertshausen 

 Paunzhausen 
in den Gemarkungen:   

 Sillertshausen, Pfettrach (Gemeinde Attenkirchen) 

 Dürnhaindlfing (Gemeinde Wolfersdorf) 

 Gammelsdorf, Enghausen (Gemeinde Gammelsdorf) 

 Enghausen, Margarethenried (Gemeinde Mauern) 

 Inzkofen (Gemeinde Wang) 

 Appersdorf (Gemeinde Zolling) 
 

im Landkreis Eichstätt 
in allen Gemarkungen der Gemeinden: 

 Pförring  

 Mindelstetten 

 Oberdolling 
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in den Gemarkungen: 

 Hagenhill, Laimerstadt, Tettenwang, Berghausen (Gemeinde Altmannstein)

im Landkreis Landshut 
in allen Gemarkungen der Gemeinden: 

 Pfeffenhausen

 Obersüßbach
in den Gemarkungen: 

 Niederhatzkofen, Schmatzhausen, Pfeffenhausen, Oberlauterbach (Gemeinde
Rottenburg)

 Türkenfeld, Schmatzhausen, Petersglaim (Gemeinde Hohenthann)

 Schmatzhausen, Neuhausen, Stollnried (Gemeinde Weihmichl)

 Schatzhofen (Gemeinde Furth)

im Landkreis Neuburg-Schrobenhausen 
in den Gemarkungen: 

 Oberlauterbach (Gemeinde Aresing)

 Diepoltshofen (Gemeinde Waidhofen)

 Hohenried bis südl. Rand St 2044 (Gemeinde Brunnen)

 Mühlried bis südl. Rand B300 (Gemeinde Schrobenhausen)

(2) Die grundstücksgenaue Zuordnung ist im Verbandsbüro (85283 Wolnzach, Kellerstraße 1)
und im Landratsamt Pfaffenhofen an der Ilm (85276 Pfaffenhofen, Hauptplatz 22) zu den Öff-
nungszeiten einsehbar.

II. Mitgliedschaft, Aufgabe, Unternehmen

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Wer einen Vorteil aus der Durchführung der Verbandsaufgabe zu erwarten oder wer Maß-
nahmen des Verbands zu dulden hat, hat Anspruch auf Aufnahme als Verbandsmitglied in
den Verband. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand.

(2) Die Mitgliedschaft im Bewässerungsverband Hallertau können erhalten:

a) Eigentümer und Nießbraucher von Grundstücken und Anlagen, die beim Verband
Grundstücke zur Bewässerung angemeldet haben (dingliche Mitglieder) sowie deren
Rechtsnachfolger;

b) Pächter, die beim Verband Grundstücke zur Bewässerung angemeldet haben; sie wer-
den den Eigentümern von Grundstücken gleichgestellt (dingliche Mitglieder);

c) Eigentümer von Grundstücken, die nur Anlagen des Verbands zu dulden haben (dul-
dende Mitglieder) sowie deren Rechtsnachfolger;

d) Gemeinden, die im Verbandsgebiet liegen (institutionelle Mitglieder).

Gemeinsame Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks gelten als ein Mitglied. 

(3) Der Verband stellt ein Mitgliederverzeichnis auf. Der Verband hält das Mitgliederverzeichnis
aktuell. Das Mitgliederverzeichnis ist nicht Bestandteil dieser Satzung.

(4) Die Aufsichtsbehörde (Landratsamt Pfaffenhofen an der Ilm) erhält eine Abschrift des
Mitgliederverzeichnisses und seiner Änderungen.

§ 4 Aufhebung der Mitgliedschaft

(1) Ab der Einwilligung zur Beteiligung an der Errichtung von Infrastruktur gelten für die Aufhe-
bung der Mitgliedschaft die Vorgaben des § 24 des Gesetzes über Wasser- und Bodenver-
bände (Wasserverbandsgesetz - WVG).
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(2) Bis zum Abschluss der Planungsphase und vor Beginn der Errichtung von Infrastruktur im 
jeweiligen Bauabschnitt, dem ein Mitglied zugehörig ist, gilt folgende Regelung: 

Das Mitglied kann einen schriftlichen Antrag zur Aufhebung der Mitgliedschaft im Verband 
stellen. Voraussetzung für eine Aufhebung der Mitgliedschaft ist, dass anteilige Kosten der 
Planungsphase beglichen sind.  

Sofern die anteiligen Kosten der Planungsphase beglichen sind, hat der Verbandsvorstand 
die Aufhebung der Mitgliedschaft zu genehmigen. 

§ 5 Aufgabe 

Der Verband hat die Aufgabe, für seine Mitglieder Betriebswasser aus Gewässern (Oberflächen-
wasser und Uferfiltrat) zu beschaffen und für den Zweck der landwirtschaftlichen Bewässerung 
bereitzustellen. 

§ 6 Unternehmen 

(1) Zur Durchführung seiner Aufgabe hat der Verband die zur Gewinnung, Förderung, Speiche-
rung und Verteilung von Betriebswasser notwendigen Anlagen, wie Entnahmebauwerke, 
Pumpstationen, Speicherbecken, Verteilungsleitungen und Einzelgrundstücks- oder Sammel-
anschlüsse zu planen, zu erstellen, zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen. Die Was-
serzähler werden vom Verband gestellt und gewartet.  

(2) Der Verband hat die zur Wassergewinnung erforderlichen wasserrechtlichen Gestattungen 
zu beantragen und zu verwalten.  

(3) Das Unternehmen ergibt sich aus dem aufgestellten Verzeichnis der Anlagen und den Be-
standsplänen. Die Pläne sind nicht Bestandteil der Satzung. 

§ 7 Ausführung des Unternehmens 

Der Verbandsvorsteher unterrichtet die Behörden, deren Tätigkeitsbereich berührt wird, rechtzei-
tig vor Beginn der Arbeiten und zeigt deren Beendigung an. 

§ 8 Benutzung von Grundstücken für das Unternehmen 

(1) Der Verband ist berechtigt, die im Verbandsgebiet liegenden Grundstücke seiner Mitglieder 
zu betreten und zu benutzen, soweit dies für die Durchführung des Unternehmens erforderlich 
ist. 

(2) Entstehen dem Betroffenen durch die Benutzung unmittelbare Vermögensnachteile, kann er 
einen Ausgleich verlangen. Kann der Ausgleich nicht durch Maßnahmen im Rahmen des Un-
ternehmens durchgeführt werden, ist eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. 
Bei der Festsetzung der Entschädigung bleiben eine Beeinträchtigung der Nutzung und eine 
Wertminderung des Grundstücks unberücksichtigt, soweit sie durch einen Vorteil aus der 
Durchführung des Unternehmens ausgeglichen werden, der bei der Berechnung des Ver-
bandsbeitrags nicht berücksichtigt ist. 

(3) Kommt eine Einigung über den Ausgleich nicht zustande, entscheidet der Verbandsvorstand 
durch schriftlichen Bescheid. 

§ 9 Bewässerungsbetrieb und sonstige Maßnahmen 

(1) Der Bewässerungsbetrieb ist durch eine Bewässerungsordnung zu regeln. 

(2) Die Bewässerungsordnung enthält insbesondere Regelungen über den Bezug von Betriebs-
wasser, Bewässerungskontingente und Bewässerungszeiten sowie die Folgen von Verstö-
ßen gegen die Bewässerungsordnung.  
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III. Verfassung 

 

§ 10 Verbandsorgane 

Die Organe des Verbands sind: 

1. die Verbandsversammlung (Versammlung der Mitglieder) 
2. der Verbandsvorstand. 

§ 11 Niederschriften 

(1)  Über den Verlauf der Sitzungen der Verbandsorgane sind Niederschriften anzufertigen. 

(2) In den Niederschriften sind Gegenstand, Ort und Tag der Sitzungen, Art und Ergebnis der 
Abstimmungen sowie die Beschlüsse und Wahlergebnisse festzuhalten. 

(3) Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher, dem Protokollführer und einem Mitglied des 
jeweiligen Verbandsorgans zu unterschreiben. Eine Abschrift der Niederschrift ist der Auf-
sichtsbehörde zu übermitteln. 

Die Verbandsversammlung 

 

§ 12 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung ist die Versammlung der Verbandsmitglieder. 

§ 13 Aufgaben der Verbandsversammlung 

(1) Die Aufgaben der Verbandsversammlung bestimmen sich nach dem Wasserverbandsge-
setz und dieser Satzung. Die Verbandsversammlung beschließt über alle Verbandsangele-
genheiten von grundsätzlicher Bedeutung. 

(2) Sie hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie der Stellvertretung, 
b) Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, grundsätzlicher Änderungen des Un-

ternehmens oder der Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik, 
c) Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes, 
d) Festsetzung des Wirtschaftsplans sowie von Nachtragsplänen, 
e) Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Wirtschaftsplans, 
f) Entlastung des Verbandsvorstands, 
g) Feststellung der Jahresrechnung (Jahresabschluss), 
h) Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstellungsverhältnisse, 
i) Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Verbandsvorstandsmitgliedern und 

dem Verband, 
j) Beratung des Verbandsvorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten, 
k) Beschlussfassung über alle Angelegenheiten, die ihr vom Verbandsvorstand oder der 

Aufsichtsbehörde vorgelegt werden, 
l) Erlass einer Wahlordnung, 
m) Erlass einer Geschäftsordnung für den Verband, 
n) Wahl der Schaubeauftragten. 
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§ 14 Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung unter Angabe der Tagesordnung 
ein. 

(2) Die Verbandsversammlung ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Sie muss außer-
dem ohne Verzug einberufen werden, wenn es ¼ der Verbandsmitglieder oder die Aufsichts-
behörde unter Angabe des Zwecks oder der Gründe verlangen. Wird dem Verlangen nicht 
entsprochen, so kann die Aufsichtsbehörde die Verbandsversammlung einberufen und die 
Tagesordnung festsetzen. 

(3) Die Ladungsfrist beträgt mindestens eine Woche. In dringenden Fällen kann der Verbands-
vorsteher die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen; in der Ladung ist darauf hinzuweisen. 

(4) Der Verbandsvorsteher lädt ferner die Mitglieder des Verbandsvorstandes und die Aufsichts-
behörde ein. 

§ 15 Sitzung der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsteher bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsversammlung vor 
und führt den Vorsitz. Bei seiner Verhinderung leitet sein Vertreter die Verbandsversamm-
lung. Wenn der Verbandsvorsteher selbst Verbandsmitglied ist, hat er ein Stimmrecht. 

(2) Zu Beginn der Sitzung ist ein Verzeichnis der erschienenen Verbandsmitglieder aufzustel-
len. 

(3) Der Verbandsvorsteher unterrichtet die Verbandsversammlung über die Angelegenheiten 
des Verbandes. Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Auskunft über die Angelegen-
heiten des Verbandes zu geben, die mit dem Verhandlungsgegenstand in Zusammenhang 
stehen. 

(4) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und die Mitglieder des Verbandsvorstandes sind befugt 
in der Sitzung das Wort zu ergreifen. 

§ 16 Beschlüsse der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen 
wurden und mindestens 1/10 der Mitglieder anwesend ist. Ist eine Angelegenheit wegen Be-
schlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird die Verbandsversammlung zur Behand-
lung desselben Gegenstandes erneut geladen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist.  

(2) Die Verbandsversammlung beschließt mit Mehrheit der in der Sitzung anwesenden Mitglie-
der. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Verbandsvorstehers, wenn er stimm-
berechtigt ist; sonst gilt Stimmengleichheit als Ablehnung.   

(3) Jedes Verbandsmitglied hat eine Stimme. 

  

Der Verbandsvorstand 
 

§ 17 Amtsdauer, Wahlen 

(1) Die Amtsdauer des Verbandsvorstandes beträgt fünf Jahre. Sie wird durch etwaige Hofüber-
gaben nicht berührt. Der Verbandsvorstand bleibt bis zur Neuwahl im Amt. 

(2) Scheidet ein Mitglied aus dem Verbandsvorstand aus, so ist für den Rest der Wahlperiode 
eine Ersatzperson zu wählen, spätestens in der nächsten Verbandsversammlung.  

(3) Die Wahlen werden nach einer Wahlordnung durchgeführt. Die Wahlordnung ist von der Ver-
bandsversammlung zu beschließen. 
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§ 18 Zusammensetzung des Verbandsvorstandes 

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus einem Verbandsvorsteher und fünf weiteren Vorstands-
mitgliedern.  

(2) Der Verbandsvorsteher muss nicht aus dem Kreis der Verbandsmitglieder gewählt werden. 

(3) Die fünf weiteren Vorstandsmitglieder sind aus dem Kreis der Verbandsmitglieder zu wählen. 
Dabei ist aus den Landkreisen Pfaffenhofen an der Ilm, Kelheim, Freising, Eichstätt, Landshut 
je ein Verbandsmitglied in den Verbandsvorstand zu wählen. 

(4) Stellvertreter des Verbandsvorstehers muss ein Vorstandsmitglied sein. 

§ 19 Entschädigung 

Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Die Vorstandsmitglieder können eine Aufwands-
entschädigung erhalten. Auslagen werden Ihnen auf Antrag ersetzt. 

§ 20 Aufgaben des Verbandsvorstandes 

(1) Der Verbandsvorstand leitet den Verband nach Maßgabe des Wasserverbandsgesetzes und 
dieser Satzung. Ihm obliegen alle Geschäfte, die nicht durch Gesetz oder nach dieser Sat-
zung der Verbandsversammlung oder dem Verbandsvorsteher vorbehalten sind. 

(2) Zu den Aufgaben des Verbandsvorstandes gehören insbesondere: 

a) die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und seiner Nachträge, 
b) die Aufstellung und Vorlage der Jahresrechnung (Jahresabschluss), 
c) die Ermittlung der Beitragsverhältnisse, 
d) die Festsetzung und Einziehung von Geldbeiträgen vor Ermittlung des Beitrags-verhält-

nisses, 
e) Entscheidung über Aufnahmeanträge zur Mitgliedschaft, 
f) Entscheidung über Anträge zur Aufhebung der Mitgliedschaft, 
g) die Beschlussfassung über die sonstigen Veränderungen des Unternehmens und des 

Plans, 
h) die Bestellung von Abteilungsleitern für die Bewässerungsabteilungen und deren Unter-

gliederung sowie deren Abberufung, 
i) der Erlass der erforderlichen Dienstanweisungen für die Abteilungsleiter, 
j) die Entscheidung über den Ausgleich von Vermögensnachteilen bei Benutzung von 

Grundstücken der Verbandsmitglieder, 
k) die Beschlussfassung über die Enteignung von Verbandsgrundstücken und über die zu 

leistende Entschädigung, 
l) die Anordnung eventuell notwendig werdender, den Bewässerungsbetrieb einschränken-

der Maßnahmen,  
m) die Einstellung, Entlassung und Vergütung von Personal, 
n) die Einstellung, Entlassung und Vergütung eines oder mehrerer Geschäftsführer, 
o) Erlass einer Bewässerungsordnung, 
p) Beschluss über Entschädigungssätze für Arbeiten an der Verbandsanlage durch ein Ver-

bandsmitglied, 
q) Festsetzung der Höhe des Säumniszuschlages. 

(3) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorgfalt an-
zuwenden. Sie sind im Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestimmungen 
der Satzung eingehalten und die Beschlüsse der Verbandsversammlung ausgeführt werden. 
Ein Vorstandsmitglied, das seine Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist 
dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Der Schadenser-
satzanspruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem 
Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 
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§ 21 Sitzungen des Verbandsvorstandes 

(1) Der Verbandsvorsteher beruft den Verbandsvorstand unter Angabe der Tagesordnung ein. 

(2) Der Verbandsvorstand ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Er muss außerdem ohne 
Verzug einberufen werden, wenn es 3 Vorstandsmitglieder verlangen. Die Aufsichtsbehörde 
kann den Verbandsvorstand zur Sitzung einberufen; sie kann für sich die Leitung ohne Stimm-
recht beanspruchen. 

(3) Die Ladungsfrist beträgt mindestens eine Woche. In dringenden Fällen kann der Verbands-
vorsteher die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen; in der Ladung ist dann auf die Dringlichkeit 
hinzuweisen. 

(4) Verbandsvorstandsmitglieder, die verhindert sind, teilen das unverzüglich ihrer Stellvertretung 
und dem Verbandsvorsteher mit. 

§ 22 Beschlussfassung des Verbandsvorstandes 

(1) Der Verbandsvorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß geladen wur-
den und mindestens 3 Mitglieder anwesend sind. Ist eine Angelegenheit wegen Beschluss-
unfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Verbandsvorstand zur Behandlung desselben 
Gegenstandes erneut geladen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist. 

(2) Der Verbandsvorstand beschließt mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Vorstands-
mitglieder. Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Verbandsvorstehers den Ausschlag. 

§ 23 Geschäfte des Verbandsvorstehers 

(1) Der Verbandsvorsteher hat die Geschäfte zu erledigen, die ihm durch das Wasserverbands-
gesetz und diese Satzung zugewiesen sind. Er unterrichtet in angemessenen Zeitabständen 
die anderen Mitglieder des Verbandsvorstandes über die Verbandsangelegenheiten und hört 
ihren Rat zu wichtigen Geschäften. 

(2) Insbesondere gehört zu den Aufgaben des Verbandsvorstehers: 

a) die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des Verbandes, 
b) der Vorsitz im Verbandsvorstand und in der Verbandsversammlung, 
c) die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des Verbandsvorstandes und der Ver-

bandsversammlung, 
d) die Aufsicht über die Verbandsarbeiten und die Überwachung der Verbandsanlagen, 
e) die Einziehung der Verbandsbeiträge, 
f) die Anweisung von Einnahmen und Ausgaben der Verbandskasse, 
g) die Aufsicht über die Kassenverwaltung und das Personal,  
h) die Unterrichtung der Verbandsmitglieder über die Angelegenheiten des Verbandes und 

deren Anhörung wenigstens einmal im Jahr.  

§ 24 Abteilungsleiter 

Das Verbandsgebiet kann nach Vorliegen von Planungsergebnissen in Abteilungen untergliedert 
werden. Der Verbandsvorstand kann Abteilungsleiter berufen. 

(1) Die Abteilungsleiter sind die Bevollmächtigten des Verbandsvorstandes in den jeweiligen Be-
wässerungsabteilungen, für die sie bestellt sind. Für jede Bewässerungsabteilung kann ein 
Abteilungsleiter bestellt werden. Sie stehen im Dienst des Wasserverbandes und sind ehren-
amtlich tätig; sie können durch Beschluss des Vorstandes eine Aufwandsentschädigung er-
halten. Auslagen werden Ihnen auf Antrag ersetzt. 
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(2) Die Geschäfte der Abteilungsleiter, insbesondere ihre Rechte und Pflichten, werden in einer 
Dienstanweisung festgelegt. Sie werden vom Verbandsvorstand zur ordnungsgemäßen 
Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte verpflichtet. 

(3) Der Verbandsvorstand kann den Verlust des Amtes als Abteilungsleiter aussprechen, wenn 
ein wichtiger Grund, insbesondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur Erfüllung der 
Aufgaben vorliegt oder wenn dies von mindestens ¾ der Verbandsmitglieder im Beregnungs-
gebiet gefordert wird, für das der Abteilungsleiter bestellt ist. 

(4) Die Amtszeit eines Abteilungsleiters beträgt in der Regel 5 Jahre.  

(5) Scheidet ein Abteilungsleiter vor Ablauf der Amtszeit aus oder wird er vom Verbandsvorsteher 
abberufen, so ist binnen 8 Wochen ein Nachfolger zu bestellen. 

 

IV. Haushalt, Beiträge 

§ 25 Geschäftsjahr, Wirtschaftsplan, Jahresabschluss 

(1) Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr. 

(2) Nach Ende des Geschäftsjahres sind ein Jahresabschluss in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften der §§ 238 ff. HGB, wobei die ergänzenden Vorschriften der §§ 264 ff. HGB für 
kleine Kapitalgesellschaften Anwendung finden und ein Wirtschaftsplan aufzustellen. Der 
Wirtschaftsplan besteht aus einer Erfolgsplanung, der die geplanten Aufwendungen und Er-
träge umfasst sowie aus einem Finanzplan, der die geplanten Investitionen und benötigten 
Finanzmittel aufzeigt. Der Jahresabschluss und der Wirtschaftsplan sind innerhalb der einem 
ordnungsmäßigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit aufzustellen (§ 243 HGB).   

(3) Der Jahresabschluss ist von zwei Rechnungsprüfern zu prüfen. Die Rechnungsprüfer werden 
von der Mitgliederversammlung bestimmt. Das Ergebnis der Prüfung ist der Mitgliederver-
sammlung zur Kenntnis zu bringen. Der Jahresabschluss und der Wirtschaftsplan sind der 
Mitgliederversammlung zur Genehmigung vorzulegen. Die Mitgliederversammlung beschließt 
über die Entlastung des Verbandsvorstands.  

§ 26 Beiträge 

(1) Die Verbandsmitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner 
Aufgabe erforderlich sind. Grundstückseigentümer, die nur Anlagen zu dulden haben (dul-
dende Mitglieder), sind von allen Verbandsbeitragskosten befreit. 

(2) Die Beiträge werden jährlich von der Verbandsversammlung zusammen mit dem Wirtschafts-
plan festgesetzt. Sie gliedern sich auf in: 

1. Nutzungskosten - Beitrag A 

zur Deckung der Baukosten, die dem jeweiligen Mitglied zugerechnet werden, wird ab 
Inbetriebnahme oder Fertigstellung der Gesamtanlage über eine Dauer von 20 Jahren 
(Anlehnung an die amtliche AfA Tabelle vom Bundesministerium der Finanzen, IV A 8 - 
S-1551 - 122/96 Erlass vom 19.11.1996, bestätigt durch BMF Schreiben vom 
15.03.2024) der Beitrag A erhoben. 

Die Höhe ermittelt sich anhand der Baukosten für die Herstellung der Bewässerungsinf-
rastruktur.  

Diese Beiträge verteilen sich auf die Mitglieder nach den Flächen (Hektar) der zur Be-
wässerung angemeldeten Grundstücke. Die Höhe dieser Beiträge wird bei der Endab-
rechnung der Planungs- oder Baukosten festgestellt. Eine Abrechnung nach Bauab-
schnitten ist möglich.  
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Bis zur Endabrechnung können von den Verbandsmitgliedern Vorauszahlungen auf 
diese Beiträge erhoben werden, die bei der Endabrechnung angerechnet werden. Für 
Verbandsmitglieder, die erst nach der Fertigstellung und Baukostenermittlung mit zusätz-
lichen Bewässerungsflächen in den Verband eintreten, werden die Beiträge vom Ver-
bandsvorstand festgesetzt. Die Höhe dieser Beiträge kann von der Höhe früherer Bei-
tragssätze abweichen. 

 Die Verpflichtung zur Beitragszahlung über die Laufzeit von 20 Jahren ist nicht kündbar. 
Der Verbandsvorstand ist berechtigt Vorauszahlungen und Sonderzahlungen auf die Bei-
träge über die Laufzeit zu vereinbaren. 

2. Betriebskosten - Beitrag B

zur Deckung der laufenden Kosten für den Betrieb und die Unterhaltung der Verbands-
anlagen sowie zur Deckung der Verwaltungskosten. Der Beitrag B setzt sich zusammen
aus verbrauchsabhängigen Kosten (z.B. Strom) und verbrauchsunabhängigen Kos-
ten, insbesondere Wartungs-, Verwaltungs- und Finanzierungskosten.

Die Grundgebühren (verbrauchsunabhängigen Kosten) verteilen sich auf die Mitglieder
nach dem Verhältnis der Flächen (Hektar) der zur Bewässerung angemeldeten Grund-
stücke.

Die verbrauchsabhängigen Kosten werden in Abhängigkeit des Wasserverbrauchs erho-
ben.

Für die Betriebskosten (Beitrag B) kann während des Jahres eine Vorauszahlung erho-
ben werden. Die Vorauszahlung ist nach Ablauf des Bewässerungsjahres zu verrechnen.
Nachzahlungen sind sofort fällig. Überzahlungen sind zu erstatten oder werden auf das
nachfolgende Jahr angerechnet.

3. Instandhaltungsrücklage

Auf Grundlage des Wirtschaftsplanes wird durch den Verbandsvorstand ein Beitrag als
Instandhaltungsrücklage erhoben. Er dient zur Deckung von Reparaturen.

(3) Ein ausscheidendes Mitglied kann die Erstattung der Baukosten nicht verlangen.

(4) Bei einer Beendigung des Unternehmens werden die Kosten der Endabrechnung auf die Mit-
glieder umgelegt.

§ 27 Beitragsbuch

(1) Die Beitragsverhältnisse der Mitglieder ergeben sich aus den Hektar-Flächen der zur Bewäs-
serung angemeldeten Grundstücke der Verbandsmitglieder, aus offenen Baukostenanteilen,
sowie aus den von den Verbandsmitgliedern der jeweiligen Bewässerungsanlage entnomme-
nen Wassermengen. Zur Feststellung der entnommenen Wassermengen sind entsprechende
Zähler einzubauen. Über diese Beitragsgrundlagen sind vom Verband ständig Aufzeichnun-
gen zu führen und fortzuschreiben (Beitragsbuch).

(2) Die Beiträge werden den Verbandsmitgliedern alljährlich durch die nach dem Beitragsbuch
erstellten Rechnungen bekanntgegeben.

§ 28 Beitragserhebung

(1) Der Verbandsvorsteher legt Beiträge und Kosten auf die Verbandsmitglieder entsprechend
ihrer Beitragsverhältnisse und den Beschlüssen des Verbandsvorstandes um.

(2) Die Verbandsbeiträge werden durch einen Beitragsbescheid erhoben. Die Verbandsbeiträge
werden 4 Wochen nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig.

(3) Der Verbandsvorstand kann Beitragsstundungen gewähren unter der kaufmännischen Sorg-
faltspflicht.



 

 

 

Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 2 vom 17.01.2025  

21 

§ 29 Folgen des Rückstandes 

Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säumniszuschlag zu entrichten. Die Höhe 
des Säumniszuschlages wird vom Verbandsvorstand allgemein beschlossen. 

 

V. Verwaltung 

 

§ 30 Personal 

Der Verband stellt gemäß den Beschlüssen des Verbandsvorstandes Personal (z.B. Geschäfts-
führer, Kassenverwalter, technisches Personal) für die Durchführung des Verbandsunterneh-
mens ein. 

§ 31 Verbandsschau 

(1) Zur Feststellung des Zustandes, der vom Verband zu betreuenden Anlagen, kann eine Ver-
bandsschau durchgeführt werden. Die Verbandsversammlung wählt je Landkreis zwei Beauf-
tragte des Verbands (Schaubeauftragte). Schauführer ist der Verbandsvorsteher, sein Stell-
vertreter oder ein von ihm bestimmtes Verbandsvorstandsmitglied. Die Abteilungsleiter sind 
hinzuzuziehen. 

(2) Der Verbandsvorsteher macht Zeit und Ort der Verbandsschau rechtzeitig bekannt und lädt 
die Aufsichtsbehörde zur Teilnahme ein. Die Verbandsmitglieder sind berechtigt, an der 
Schau teilzunehmen. 

(3) Der Schauführer zeichnet den Verlauf und das Ergebnis der Verbandsschau auf und gibt den 
Schaubeauftragten und den sonstigen Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung. Der Verbands-
vorsteher lässt Mängel abstellen und unterrichtet die Aufsichtsbehörde. Er sammelt die Auf-
zeichnungen im Schaubuch und vermerkt, wenn Mängel abgestellt sind. 

§ 32 Satzungsänderungen 

(1) Der Beschluss über die Änderung der Satzung und der Aufgabe des Verbandes erfordert eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Verbandsversammlung. 

(2) Die Änderung der Satzung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

§ 33 Ordnungsgelder 

Zwangsgelder fallen an den Verband. 

§ 34 Aufsicht 

Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch das Landratsamt Pfaffenhofen an der Ilm als 
Aufsichtsbehörde. 

§ 35 Bekanntmachungen 

(1) Die Satzung des Bewässerungsverbandes Hallertau wird in den Amtsblättern der Landrats-
ämter Pfaffenhofen an der Ilm, Kelheim, Freising, Eichstätt, Landshut Neuburg-Schrobenhau-
sen auf Kosten des Verbandes bekanntgemacht und veröffentlicht. 

(2) Sonstige, nur für die Verbandsmitglieder bestimmte Informationen, werden diesen in Textform 
mitgeteilt. Alternativ genügt ein Hinweis auf die Stelle, an der die Mitteilungen eingesehen 
werden können. 
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§ 36 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.02.2025 in Kraft. 

 

3.  Rücknahme 
Der Bescheid vom 12.12.2024 wird hiermit zurückgenommen und durch diesen ersetzt. 

 

4. Kosten 
Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei.  
Kosten sind vom Verband zu tragen. Auslagen werden im Nachgang gesondert erhoben. 

 

B e g r ü n d u n g :  

1. Sachverhalt:  

Am 28.07.2024 wurde von Herrn Dr. Stampfl der Antrag auf Errichtung des Bewässerungsver-
bandes unter dem Namen „Bewässerungsverband Hallertau“ beim Landratsamt Pfaffenhofen 
a.d.Ilm eingereicht. Dem Schreiben lagen 5 Anlagen bei (Antragsschreiben, Satzungsentwurf, 
Mitgliederverzeichnis, digitale Karte der Gemarkungen, Gemeinden). Als Antragsteller unter-
schrieb Herr Dr. Stampfl.  Der Verband wird nicht von Amts wegen errichtet. Der Antrag wurde 
zunächst im Sinne des § 11 WVG geprüft, insbesondere der Umfang der Unterlagen, die Ver-
bandskulisse. Gemäß § 13 Abs. 1 WVG wurden die Beteiligten nach § 8 WVG geprüft und fest-
gestellt. 

Mit Schreiben vom 20.08.2024 erhielten die Landratsämter Eichstätt, Freising, Kelheim, Lands-
hut und Neuburg/Donau die Bitte um Zustimmung, dass das Landratsamt Pfaffenhofen feder-
führend tätig ist, bis der Verband mit Sitz in Wolnzach entstanden ist. Dem stimmten alle Land-
ratsämter zu.  

Die Errichtungsunterlagen wurden im Landratsamt in der Zeit vom 02.09.2024 bis einschließlich 
zum 04.10.2024 öffentlich ausgelegt. Dies wurde im Amtsblatt und auf der Homepage des 
Landratsamtes Pfaffenhofen a.d.Ilm öffentlich bekannt gemacht. Mit Schreiben des Landrats-
amtes Pfaffenhofen a.d.Ilm vom 21.08.2024 übersandten wir an alle Gemeinden, in denen 
Grundstücke des Verbandes liegen, die Antragsunterlagen mit der Bitte diese ebenfalls im glei-
chen Zeitraum für mindestens einen Monat öffentlich auszulegen, sowie dies vorher ortsüblich 
bekanntzumachen. Nach Fristablauf wurde bekannt, dass in der Gemeinde Nandlstadt keine 
Bekanntmachung und Auslegung erfolgte. Die dort liegenden Flächen wurden für das weitere 
Verfahren ausgeschlossen.  
Das Verbandsgebiet liegt dem Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm grundstücksgenau vor als 
Feldstücksnummern (FIDs) bzw. ggf. alternativ als Flurnummer/Gemarkungen (siehe Anlage). 

Einwendungen von Beteiligten wurden weder im Vorfeld noch in der Versammlung erhoben.  
Dem Landratsamt wurden allerdings vor der Verhandlung 16 Schreiben vorgelegt. Es handelt 
sich um Schreiben von drei anerkannten Umweltvereinigungen, von sieben Personen aus der 
Landwirtschaft, von vier Fischereivereinen und von zwei Wasserkraftbetreibern.  

Die eingegangenen Schreiben wurden geprüft, ob nach dem aktuellen Stand der Planung mög-
licherweise eine Betroffenheit vorliegen kann und es sich um Beteiligte nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 
WVG handeln könnte. Aber erst nach Abschluss der Infrastrukturplanung ist hinreichend konk-
ret abschätzbar, ob durch einen der Einwender künftige Maßnahmen zu dulden sein müssten.  
Gleichzeitig wurde streng zwischen dem Errichtungsverfahren nach den Maßgaben des WVG 
und sich daran ggf. anknüpfenden wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren unterschieden.  
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In den materiellen Genehmigungsverfahren werden auch Fachstellen wie beispielsweise die 
Untere Naturschutzbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt beteiligt und nehmen zu den the-
matisierten Punkten wie der etwaigen Lage in einem FFH-Gebiet oder der zulässigen Entnah-
memenge Stellung. Die 16 Einwender wurden nicht als Beteiligte im Sinne des Wasserver-
bandsgesetzes festgestellt. 
vorgebrachte Bedenken zum Verfahren der Verbandserrichtung wurden als beachtlich gewertet 
und als Einwendungen bzw. Vorschläge der Versammlung vorgestellt.  

Im Errichtungstermin am 23.10.2024 im Gasthof in 85290 Geisenfeld-Unterpindhart wurde zu-
nächst das Vorhaben vorgestellt und erläutert. Den Beteiligten wurden die eingegangenen 
Schreiben verlesen und zur Abstimmung gestellt, ebenso wie eine Einwendung vor Ort durch 
einen Gast. Die anwesenden Beteiligten sollten über den vollständigen Inhalt der Schreiben in-
formiert sein, um deren Inhalte ggf. bei ihrer Entscheidung einfließen lassen zu können. Alle 
Einwendungen wurden in den sich anschließenden Abstimmungen mehrheitlich abgelehnt. Im 
Anschluss fassten die Stimmberechtigten den einstimmigen Errichtungsbeschluss zu Errich-
tung, Plan und Satzung.  

In der Versammlung wurde von den Anwesenden Herr Dr. Johannes Stampfl einstimmig zu 
weiteren Verfahrenshandlungen für den Verband bis zur Wahl eines handlungsfähigen Vorstan-
des bevollmächtigt.  
 
Mit Bescheid vom 12.12.2024 wurden der Plan und die Satzung genehmigt. In § 36 der Satzung 
war der 21.12.2024 für das Inkrafttreten bestimmt. Dieser Bescheid mit Satzung war in der KW 
51 (16. – 20.12.2024) in den Amtsblättern der betroffenen Landkreise bekanntgemacht worden. 

Am 07.01.2025 erhielten wir vom Landratsamt Eichstätt die Nachricht, dass beim Druck des 
Amtsblatts vom 20. Dezember 2024 ein Fehler unterlaufen ist und die Veröffentlichung des 
übermittelten Grundstücksverzeichnisses zur Darstellung des Verbandsgebiets bedauerlicher-
weise unterblieben ist.  

 

 2. Rechtliche Würdigung:  

Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm ist nach §§ 72, 73 WVG in Verbindung mit Art. 2 Bayer. 
AGWVG sachlich und nach Art. 3 BayVwVfG örtlich zuständig.  

Die Genehmigung der Errichtung kann aus Gründen des öffentlichen Interesses versagt wer-
den, insbesondere wenn in Aussicht genommene Verbandsaufgaben anderweitig besser gelöst 
werden können oder einer bereits bestehenden Einrichtung wahrgenommen werden oder wahr-
genommen werden können. Die Bewässerung des Hopfenanbaus in der Region Hallertau wird 
bislang nicht durch eine andere Einrichtung wahrgenommen. Bislang wird durch einzelne Land-
wirte jeweils eine eigene Erlaubnis für die Entnahmen von Grundwasser für Bewässerung von 
landwirtschaftlichen Flächen eingeholt. Langfristig ist diese Praxis durch das sinkende Dargebot 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht problematisch. Die Nutzung anderer Wege für die Bewässe-
rung der Sonderkultur Hopfen bedarf eines organisierten und strukturierten Planes um den Hop-
fenanbau zu sichern. Der nun errichtete Bewässerungsverband Hallertau ist zum aktuellen Zeit-
punkt zunächst ein Planungsverband um die Infrastruktur zu planen und anschließend die not-
wendigen rechtlichen Gestattungen einholen zu können. Öffentliche Interessen stehen nicht 
entgegen. Dem Antrag auf Errichtung eines Bewässerungsverbandes sowie der Genehmigung 
der Satzung und des Planes kann nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WVG entsprechen werden.   

Entsprechend § 7 Abs. 1 Satz 2 WVG entsteht der Verband mit der öffentlichen Bekanntma-
chung der Satzung. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch die Aufsichtsbehörde. 

Der Bescheid des Landratsamtes Pfaffenhofen a.d.Ilm vom 12.12.2024 (Az. 42/644/20230055) 
über die Genehmigung des Planes und der Satzung des Bewässerungsverbandes Hallertau mit 
Inkrafttreten zum 21.12.2024 wird gemäß Art. 48 BayVwVfG zurückgenommen.  
Der Verband entsteht gemäß § 7 WVG mit der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, sofern 
die Satzung nicht einen späteren Zeitpunkt vorsieht.  
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Der Genehmigungsbescheid vom 12.12.2024 wurde von den Landratsämtern Pfaffenhofen 
a.d.Ilm, Eichstätt, Freising, Kelheim, Landshut und Neuburg a. d. Donau im Zeitraum vom 17.- 
20.12.2024 in dem jeweiligen Amtsblatt veröffentlicht. Ein einheitlicher Zeitpunkt über die sechs 
Landkreise war aus organisatorischen Gründen nicht möglich Das Inkrafttreten wurde daher für 
einen späteren Zeitpunkt festgelegt, den 21.12.2024. Am 07.01.2025 erhielten wir die Nachricht, 
dass die Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Eichstätt ohne das Grundstücksver-
zeichnis erfolgte.   

Nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 WVG gehört die Bestimmung des Verbandsgebietes zum Mindestinhalt der 
Verbandssatzung. Eine grundstücksgenaue Darstellung in Kartenform erschien aufgrund der not-
wendigen Kartengröße bei entsprechend großem Maßstab für eine hinreichend erkennbare Dar-
stellung als nicht praktikabel. Der Satzung wurde zur Bestimmung des Verbandsgebietes statt-
dessen als Anlage die Auflistung aller beteiligten Feldstückidentifikationsnummern bzw. Flurnum-
mern der Grundstücke beigefügt. Bei der Bekanntmachung gemäß § 7 WVG fehlte diese jedoch. 
Eine Satzung die aufgrund fehlerhafter Bekanntmachung der Anforderung über das Verbandsge-
biet nicht gerecht wird, hat die Nichtigkeit der Satzung zur Folge (BVerwG 27.04.2023 – 10 C 
1,23). Eine nachträgliche Heilung nach dem vorgesehenen Zeitpunkt des Inkrafttretens als milde-
res Mittel erscheint nicht möglich. Aufgrund dessen kann der Antragsteller im Zeitpunkt der Rück-
nahme des Bescheids vom 12.12.2024 kein sinnvolles Interesse am Fortbestandes dieses Be-
scheids haben. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho-

ben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 
Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München  

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1
 

Form.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

1 Die Einlegung per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun-
gen!  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55 d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elekt-
ronisch einreichen. 

Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

Pfaffenhofen, den 10.01.2025 
Landratsamt Pfaffenhofen a. d. Ilm 

 

Frau Baschab 
Oberregierungsrätin  
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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim vom 14.01.2025,  
Nr. 33 – 5650 – AllgV – ASP - 001 
 

Afrikanische Schweinepest (ASP); 
Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim zur Gewährung von Ausnahmen von der 
Benennung gem. Art. 44 Abs. 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 für Lebens-
mittelunternehmer, die gemäß Art. 1 Abs. 3 lit. c) der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 nicht 
der Zulassung bedürfen 

 
Aufgrund des Art. 44 Abs. 2 Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 vom 16. März 2023 mit 
besonderen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest und 
zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 (Amtsblatt der Europäischen Union 
L 79 vom 17.03.2023, S. 65) sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den ge-
sundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 
452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 Abs. 29 der Verordnung vom 4. Juni 2024 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises Kelheim fol-
gende 
 
 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 
 
 
1.  Für Lebensmittelunternehmer, die gemäß Art. 1 Abs. 3 lit. c) der Verordnung (EG) Nr. 

853/2004 nicht der Zulassung bedürfen und die frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, 
einschließlich Tierdarmhüllen, verarbeiten, zerlegen und lagern, das bzw. die von Schwei-
nen gewonnen wurden, die in Sperrzonen II oder III gehalten wurden, ist eine Benennung 
gem. Art. 44 Abs. 2 Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 unter Einhaltung nachfol-
gender Voraussetzungen nicht erforderlich (sog. Ausnahme von der Benennung): 

 
a) Das frische Fleisch und die Fleischerzeugnisse, einschließlich Tierdarmhüllen, von 

Schweinen aus diesen Betrieben werden ausschließlich innerhalb Deutschlands vermark-
tet, 
 

b) die tierischen Nebenprodukte von Schweinen aus diesen Betrieben werden im Einklang 
mit Artikel 35 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 innerhalb Deutschlands ver-
arbeitet oder beseitigt und 
 

c) die Inanspruchnahme der Ausnahme von der Benennung wurde dem Landratsamt Kel-
heim durch den Betrieb in Textform angezeigt, bevor Fleisch, Fleischerzeugnisse oder 
Tierdarmhüllen von Schweinen verarbeitet, zerlegt oder lagert wird, die in einer Sperrzone 
II oder III gehalten wurden. 

 

 

2.  Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben. 

 

3.  Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 
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Begründung: 
 

I. 
 
Im Falle des Ausbruchs der Afrikanischen Schweinepest (ASP-Ausbruch) sind um die Ausbruchs-
stelle verschiedene Sperrzonen einzurichten. In den Sperrzonen gelten Beschränkungen für die 
Schlachtung, die Zerlegung und die Verarbeitung der daraus gewonnenen Fleischerzeugnisse 
von Schweinen, die innerhalb der Sperrzonen gehalten wurden.  
 
So dürfen Schweine, die in einer Sperrzone II oder III gehalten wurden, nur in Betrieben ge-
schlachtet werden, die im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens speziell dafür benannt wur-
den. Gleiches gilt grundsätzlich auch für die weitere Zerlegung und Verarbeitung des daraus ge-
wonnenen Schweinefleisches.  
 
Hier bietet das EU-Recht allerdings Ausnahmemöglichkeiten. Um den betroffenen Betrieben die 
Nutzung dieser so einfach wie möglich zu machen, wurde sich auf Fachebene darauf verständigt, 
die Ausnahme mittels Allgemeinverfügungen zu gewähren. Danach haben Betriebe, die von der 
Ausnahme Gebrauch machen wollen, dies lediglich bei der zuständigen Behörde anzuzeigen.  
 
 

II. 
 
Das Landratsamt Kelheim ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 
3 und Abs. 2 i. V. m. Art. 12 Abs. 1 des Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und das Veterinärwesen (GVVG) sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) örtlich zuständig.  
 
Begründung zu 1: 
Rechtsgrundlage für die Gewährung von Ausnahmen von der Benennung ist Art. 44 Abs. 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/594. Demnach kann die zuständige Behörde beschließen, 
dass eine besondere Benennung für Betriebe, die frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, ein-
schließlich Tierdarmhüllen, verarbeiten, zerlegen und lagern, das bzw. die von Schweinen ge-
wonnen wurden, die in Sperrzonen II oder III gehalten wurden, unter bestimmten Voraussetzun-
gen nicht erforderlich ist.  
 
Mit der Nutzung der Ausnahme steht es den Betrieben frei, jederzeit Fleisch von Schweinen, die 
in einer Sperrzone II oder III gehalten wurden, zu verarbeiten, zerlegen und zu lagern. Dies um-
fasst demnach auch Fleisch von Schweinen, das für den menschlichen Verzehr geeignet, aber 
nicht EU-weit handelbar ist.  
Bei Inanspruchnahme der Ausnahme von der Benennung dürfen Fleisch, Fleischerzeugnisse und 
Tierdarmhüllen aus diesen Betrieben nur innerhalb Deutschlands vermarktet werden. Dies gilt 
auch für Fleisch, Fleischerzeugnisse und Tierdarmhüllen von Schweinen, die nicht aus einer 
Sperrzone II oder III stammen.  
 
Ein EU-weites Inverkehrbringen muss ausgeschlossen werden, siehe Art. 44 Abs. 2 Buchst. b) 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/594. Damit die rein nationale Vermarktung dieses Flei-
sches, Fleischerzeugnisse oder Tierdarmhüllen gewährleistet werden kann, sieht das Unions-
recht gem. Art. 44 Abs. 2 Buchst. a) Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 grundsätzlich eine 
besondere Kennzeichnung als Ersatz der gem. Art. 5 Verordnung (EG) Nr. 853/2004 vorgesehe-
nen Kennzeichnung vor.  
Aufgrund der Tatsache, dass sich die Gewährung der Ausnahme von der Benennung nur an 
Lebensmittelunternehmen richtet, die nicht den Kennzeichnungsvorgaben der Verordnung (EG) 
Nr. 853/2004 unterliegen, entfällt diese Vorgabe für Betriebe im Anwendungsbereich dieser All-
gemeinverfügung.  
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Mit der Regelung unter Ziffer 1 Buchst. a) dieser Allgemeinverfügung wird die grundsätzlich mög-
liche Vermarktung im grenznahen EU-Ausland unterbunden und somit sichergestellt, dass die 
unionsrechtlichen Vorgaben hinsichtlich einer rein nationalen Vermarktung eingehalten werden.  
 
Weiterhin ist sicherzustellen, dass auch anfallende tierische Nebenprodukte aus Betrieben, die 
von der Ausnahme von der Benennung Gebrauch machen, nicht EU-weit in den Verkehr gebracht 
werden, sondern innerhalb Deutschlands verarbeitet oder beseitigt werden. Damit dies sicherge-
stellt wird, sieht das Unionsrecht gem. Art. 44 Abs. 2 Buchst. c) Durchführungsverordnung (EU) 
2023/594 ab dem Zeitpunkt der Anzeige der Inanspruchnahme der Ausnahme von der Benen-
nung ausnahmslos die Verarbeitung oder Beseitigung gem. Art. 35 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2023/594 vor. Die anfallenden tierischen Nebenprodukte von Schweinen können demnach 
in zugelassenen Verarbeitungsbetrieben, Verbrennungsanlagen oder Mitverbrennungsanlagen 
nach Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe a) – c) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 verarbeitet oder 
beseitigt werden.  
 
Die Vorgabe der verpflichtenden Anzeige der Inanspruchnahme der Ausnahme von der Benen-
nung in Ziffer 1 Buchst. c) dieser Allgemeinverfügung ergeht aufgrund Art. 36 Abs. 2 Nr. 2 
BayVwVfG. Es ist erforderlich, dass ein Betrieb beim Landratsamt Kelheim anzeigt, dass er von 
der Ausnahme von der Benennung Gebrauch machen möchte, bevor er Fleisch, Fleischerzeug-
nisse oder Tierdarmhüllen von Schweinen verarbeitet, zerlegt oder lagert die in einer Sperrzone 
II oder III gehalten wurden. Diese Vorgabe ergibt sich aus der Tatsache, dass ein Betrieb ab dem 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Ausnahme von der Benennung verpflichtet ist sicherzustel-
len, dass die Bedingungen unter Ziffer 1 Buchst. a) und b) dieser Allgemeinverfügung eingehalten 
werden. Dies muss von der zuständigen Behörde überwacht werden können. Die Überwachung 
kann nur sichergestellt werden, wenn die zuständige Behörde Kenntnis darüber hat, welche Be-
triebe zu welchem Zeitpunkt die Ausnahme nutzen. 
 
 
Begründung zu 2: 
Die Ziffer 2 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. Von der Mög-
lichkeit der Fristverkürzung wurde Gebrauch gemacht um den Wirtschaftsbeteiligten ohne zeitli-
che Verzögerung zu ermöglichen, die Ausnahme von der Benennung in Anspruch nehmen zu 
können.  
 
 
Begründung zu 3: 
Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Kostengesetzes, da die Allgemeinver-
fügung von Amts wegen zur Aufrechterhaltung und Sicherstellung der Zerlegung, Verarbeitung 
und Lagerung von Fleisch, Fleischerzeugnissen und Tierdarmhüllen von Schweinen aus Sperr-
zonen II und III im öffentlichen Interesse ergeht. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg 
 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro-
nisch einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Kelheim, 14.01.2025 
 
Landratsamt 
 
 
gez. 
Kainz 
Abteilungsleiter 
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Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden 

 

44-641-M 25 
 
Wasser- und Abwasserabgabenrecht; 
Generalentwässerungsplan (GEP) zur Mischwasserbeseitigung der Stadt Main-
burg unter Berücksichtigung des Anschlusses der Gemeinden Attenhofen und Vol-
kenschwand an die Kanalisation von Mainburg;  
Einleiten von Mischwasser in die Abens, in den Sandelbach und in den Öchslhofer 
Bach (Vorfluter) durch das Stadtunternehmen Mainburg (SUM)  
 
 

Bekanntmachung 
 
Das Landratsamt Kelheim hat mit Bescheid vom 19.12.2024 (Nr. 44-641-M 25) dem Stadt Unter-
nehmen Mainburg die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis zum Einleiten von Mischwasser in 
die Abens (Gewässer II. Ordnung), den Sandelbach und den Öchslhofer Bach (Gewässer III. 
Ordnung) erteilt. Die erlaubten Gewässerbenutzungen dienen der Beseitigung des Mischwassers 
über die Entlastungsbauwerke bei der von der Antragstellerin betriebenen Mischwasserkanalisa-
tion. 

 
Eine Ausfertigung des Bescheides vom 19.12.2024 (inkl. Rechtsbehelfsbelehrung) und die die-
sem Bescheid zugrundeliegenden Antragsunterlagen liegen im Zeitraum vom Dienstag, den 
04.02.2025 bis zum Montag, den 17.02.2025 bei der Stadt Mainburg, Marktplatz 1 - 4, 84048 
Mainburg (Zimmer Nr. 1.21), während den üblichen Dienststunden zur Einsicht aus. Vor Einsicht-
nahme der genannten Unterlagen soll hierfür mit Herrn Orthum (Tel.-Nr. 08751/704-306), bzw. 
mit Frau Grün (Tel.-Nr. 08751/704-304) vom Tiefbauamt telefonisch ein Termin vereinbart wer-
den. 
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung sowie der Bescheid vom 19.12.2024 (inkl. Rechtsbehelfsbe-
lehrung) und die damit genehmigten Antragsunterlagen sind zusätzlich auf der Internetseite des 
Landkreises Kelheim (www.landkreis-kelheim.de) unter der Kategorie „Amt und Service“ und der 
Rubrik „Bekanntmachungen“ (https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekannt-
machungen/) während des Auslegungszeitraumes eingestellt (Art. 27 a Bayerisches Verwal-
tungsverfahrensgesetz – BayVwVfG –).  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid vom 19.12.2024 mit dem Ende der Auslegungs-
frist gegenüber den Betroffenen, die im wasserrechtlichen Verfahren nicht bekannt geworden 
sind, als zugestellt gilt, Art. 69 Satz 2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) i. V. m. Art. 74 Abs. 4 
Satz 4 BayVwVfG. 
 
Kelheim, 15.01.2024 
Landratsamt: 
 
 
 
gez. Ferch 
Abteilungsleiter 
 

 
 
 
 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/
https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/
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Wahlvordruck G3

Gemeinde 
Kelheim 

Verwaltungsgemeinschaft 

Zutreffendes bitte ankreuzen  
oder in Druckschrift ausfüllen 

BEKANNTMACHUNG 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Bundestagswahl 
am 23. Februar 2025 

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die

X Stadt Kelheim

wird in der Zeit von Montag, 3. Februar bis Freitag, 7. Februar 2025 (20. bis 16. Tag vor
der Wahl) 

X während der allgemeinen Öffnungszeiten

Rathaus der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, Bürgerbüro, Zimmer 4, 6 und 
8 (nicht barrierefrei) 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Wahlberechtigte können die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprü-
fen. Die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis einge-
tragenen Personen können Wahlberechtigte nur überprüfen, wenn Tatsachen glaubhaft ge-
macht werden, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeich-
nisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Wahlberechtigten, für die im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des 
Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

X Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt; die Einsichtnahme 
ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 
hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann

von Montag, 3. bis spätestens Freitag, 7. Februar 2025, 12 Uhr im

Rathaus der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, Bürgerbüro, Zimmer 4, 6 und 8 
(nicht barrierefrei) 

Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift ein-
gelegt werden. 
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3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten spätestens am 2. 
Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung samt Vordruck für einen Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheins. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberech-
tigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 
bereits einen Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbe-
nachrichtigung. 
 

          (Nummer und Name des Wahlkreises) 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 227 Landshut 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
oder 
durch Briefwahl 

 
teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1 eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person. 

  
Der Wahlschein kann bis zum Freitag, 21. Februar 2025, 15 Uhr, 
 
im/ Rathaus der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, Bürgerbüro, Zimmer 4, 6 
und 8 (nicht barrierefrei) 
 
schriftlich, elektronisch oder mündlich (nicht aber telefonisch) beantragt werden. Wer bei 
nachgewiesener plötzlicher Erkrankung den Wahlraum nicht oder nur unter unzumutba-
ren Schwierigkeiten aufsuchen kann, kann den Wahlschein noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, 
beantragen. 
 

5.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, wenn 
a) sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-

lerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum Sonntag, 2. Februar 
2025) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bun-
deswahlordnung (bis zum Freitag, 7. Februar 2025) versäumt hat, 

b) ihr Recht auf Teilnahme erst nach Ablauf der unter Buchst. a) genannten Fristen entstan-
den ist, 

c) ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden ist und die Gemeinde von der 
Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses erfahren hat. 

Der Wahlschein kann in den oben genannten Fällen bei der in Nr. 5.1 bezeichneten Stelle 
noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, schriftlich, elektronisch oder mündlich (nicht aber telefo-
nisch) beantragt werden. 
 

6. Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Wahlberechtigte mit Behinderungen kön-
nen sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 
 
 
 
 



 

 

 

Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 2 vom 17.01.2025  

32 

7. Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person zugleich 
- einen amtlichen Stimmzettel, 
- einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zu über-

senden ist, und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Mit der Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen, wird für die wahlberechtigte 
Person im Wählerverzeichnis die Ausstellung des Wahlscheins vermerkt. Dieser Vermerk 
hat zur Folge, dass die wahlberechtigte Person ohne Wahlschein weder in einem Wahl-
lokal noch per Briefwahl wählen kann. Gehen die beantragten Wahlunterlagen nicht oder 
nicht rechtzeitig zu, sollten sich die betroffenen Wahlberechtigten umgehend an ihr Wahl-
amt wenden. Bis spätestens Samstag, 22. Februar 2025, 12 Uhr, besteht noch die Mög-
lichkeit, einen neuen Wahlschein beim Wahlamt zu beantragen, wenn die wahlberechtigte 
Person glaubhaft versichert, dass der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist oder sie 
ihn verloren hat. 
 

8. Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden übersandt oder amtlich überbracht. Sie können 
auch durch die Wahlberechtigten persönlich abgeholt werden. An andere Personen können 
diese Unterlagen nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der 
Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht und einen amtlichen Ausweis nach-
gewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte ver-
tritt; dies hat sie der Gemeinde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versi-
chern.  
 

9. Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an 
der Abgabe ihrer Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen 
Person bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleis-
tung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von der stimmberechtigten Person selbst 
getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleis-
tung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willens-
bildung oder Entscheidung der stimmberechtigten Person ersetzt oder verändert oder 
wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhal-
tung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen 
Person erlangt hat 
 

10. Bei der Briefwahl muss der Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so recht-
zeitig an die angegebene Stelle abgesendet werden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 
Wahltag bis 18 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versen-
dungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann 
auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 
 

Kelheim, den 07.01.2025 
 
 
 
Schweiger 
Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
der Stadt Abensberg 

 
Erlass des Bebauungsplanes  

„MI/SO Windfalterstraße Pullach“ 
 

Der Bauausschuss der Stadt Abensberg hat am 09. September 2024 den Bebauungs- und Grün-
ordnungsplan „MI/SO Windfalterstraße Pullach“ als Satzung beschlossen. Der Bebauungs- und 
Grünordnungsplan bedarf gemäß § 10 Abs. 2 i.V.m. § 8 Abs. 2 BauGB keiner Genehmigung, da 
er aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wurde.  
 
Der Bebauungs- und Grünordnungsplan liegt samt Begründung (mit Umweltbericht) sowie der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB ab Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Rathaus der Stadt Abensberg, Stadtplatz 1, 93326 Abensberg, Zimmer Nr. 2.06, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden.  
Diese Bekanntmachung sowie der Plan mit Begründung und Umweltbericht können auch auf der 
Homepage der Stadt Abensberg unter www.abensberg.de/Bürgerservice/Bekanntmachungen 
abgerufen werden. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch tritt der Bebauungsplan mit der Bekanntmachung in Kraft. 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 und Abs. 4 Baugesetzbuch über die fristgemäße Geltend-
machung etwaiger Entschädigungsansprüche und über das Erlöschen von Entschädigungsan-
sprüchen wird hingewiesen. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und von Mängeln der Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 
hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften und 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis Bebauungsplan und Flächennutzungsplan und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bauleitplans schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

 
Abensberg, den 10.01.2025 

STADT ABENSBERG 
  
  Dr. Bernhard Resch 

1.Bürgermeister 
 
 


